EAP 004-1/38/03-2003 En;

Sitzung der Gemeindevertretung;

N I E D E R S C H R I F T

aufgenommen anlässlich der durch Einzelladungen vom 16.04.2003 einberufenen 

38. Sitzung der Gemeindevertretung am 25.April 2003 um 17.00 Uhr im Sitzungssaal des Gemeindeamtes der Gemeinde Henndorf am Wallersee.

Anwesend:
Für die Österreichische Volkspartei:
Bürgermeister Rupert Eder, GR Dr. Wolfgang Leinberger, GR Johann Ebner, GR Theresia Fletschberger, GV Siegfried Düh, GV Johann Sommerer, GV Johann Schwaiger, GV Maria Paar, GV Horst Göttlich, GV Johann Riedl;

Für die Sozialdemokratische Partei Österreichs:
Vizebgm. Walter Seidl, GR Herbert Thalhammer, GV Dorothea Aberger, GV Mag. Hildegard Eisl bis TOP 8.);

Für die Freiheitliche Partei Österreichs:
GR Johann Kaindl, GR Franz Brandstätter, GV Johann Strumegger;
Für das Liberale Bürgerliche Henndorf: 

GV Friedrich Weyrich ab TOP 7.);

Nicht anwesend: GV Ing. Bernhard Joham, GV Ing. Helmut Aschenberger, GV Franz Ortner, GV Friedrich Weyrich bis TOP 7.), GV Mag. Hildegard Eisl ab TOP 8.) – alle entschuldigt;

Schriftführerin: VB Monika Enhuber;

Tagesordnung:

1. Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit;

2. Fragestunde gem. § 32 lit. h GO 1994 und § 9 (6) der Geschäftsordnung der
Gemeindevertretung Henndorf am Wallersee;

3. Bericht und Anträge des Überprüfungsausschusses;

4. Jahresrechnung 2002;

5. Bericht und Anträge des Ausschusses für Umwelt, Sport, Jugend, Freizeit und Fremdenverkehr;

6. Bericht und Anträge des Ausschusses für Bau-, Raumordnungsangelegenheiten und Gemeindeliegenschaften;

7. Aufstellung u. Änderung von Bebauungsplänen gem. § 38 SROG 1998 – Beratung und Beschluss;

a. Hans-Woerle-Weg;

b. Oberdorf;

c. Hankham;

8. Vereinbarung und Satzung des Regionalverbandes Salzburger Seengebiet – Beratung und Beschluss; 

9. Subventionsansuchen Evang. Pfarrgemeinde A.B. Salzburg Nördl. Flachgau für den Bau eines Pfarrsaales – Beratung und Beschluss;

10. Information über Beschlüsse der Gemeindevorstehung;

11. Allfälliges;

zu 1.) 
Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:

Bürgermeister Eder eröffnet um 17.00 Uhr die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 

zu 2.) 
Fragestunde gem. § 32 lit. h GO 1994 und § 9 (6) der Geschäftsordnung der Gemeindevertretung Henndorf am Wallersee:

Keine vorliegenden Anträge

zu 3. 
Bericht und Anträge des Überprüfungsausschusses:

Der Überprüfungsausschuss hielt am 15.4.2003 seine letzte Sitzung ab.

Die Ausschussvorsitzende Frau GV Mag. Eisl Hildegard gibt dazu ihren Bericht ab. 

Erledigung:

Die Vorsitzende, Frau GV Mag. Hildegard Eisl, eröffnet um 19.00 Uhr die Sitzung und stellt die Beschlussfähigkeit fest.

Überprüfung des Kassa- bzw. der Kontostände

Bargeldbestand per 15. April 2003

EUR
339,47

Kassastand per 11. April 2003

EUR
869,47

Kontostand Raiffeisenbank per 11. April 2003

EUR
266.722,84

Kontostand Volksbank per 11. April 2003

EUR
40.149,63

Depotkonto Bürgermeisterpension 42606 (11. April 2003)

EUR
6,45

Depotkonto Bürgermeisterpension 42861 (11. April 2003)
EUR
7,24

Kassastand per 31. Dez. 2002

EUR
728,02

Kontostand Raiffeisenbank per 31. Dez. 2002

EUR
3.234,85

Kontostand Volksbank per 31. Dez. 2002

EUR
2.947,10

Depotkonto Bürgermeisterpension 42606 (31. Dez. 2002)

EUR
329,33

Depotkonto Bürgermeisterpension 42861 (31. Dez. 2002)

EUR
403,89

Stand der Rücklagen per 15. April 2003

Allgemeine Rücklage Raiffeisenbank Henndorf a. W. 
EUR
1.288.201,66

Rücklage Abwasser Raiffeisenbank Henndorf a. W.
EUR
314.595,80

Allgemeine Rücklage Volksbank Salzburg
EUR
239.009,75

Betriebsmittelrücklage Raiffeisenbank Henndorf a. W.
EUR
22.697,71

Stand der Rücklagen per 31. Dezember 2002

Allgemeine Rücklage Raiffeisenbank Henndorf a. W. 
EUR
1.338.201,66

Rücklage Abwasser Raiffeisenbank Henndorf a. W.
EUR
314.595,80

Allgemeine Rücklage Volksbank Salzburg
EUR
239.009,75

Betriebsmittelrücklage Raiffeisenbank Henndorf a. W.
EUR
22.697,71

Wertpapierstände per 31. Dezember 2002

Beteiligung Salzburger Tierkörperverwertung
EUR
3.270,28

Henndorfer Topzins 98-03
EUR
177.321,72

Fondspapiere Bürgermeisterpension (Gemeinde-Anteil)
EUR
20.264,47

Fondspapiere Bürgermeisterpension (Eigenanteil)
EUR
22.744,43

Der Überprüfungsausschuss hat die Kassa- und Kontostände geprüft und für in Ordnung befunden.

Der Überprüfungsausschuss hat die Überziehungen im Haushaltsjahr 2002 lt. Liste vom 09.04.2003 geprüft und für in Ordnung befunden. Für die Überziehungen gab es nachvollziehbare Erklärungen. Einzelne Positionen der Jahresrechnung 2002 wie Rücklagen, Haftungen, Wertpapierstände, Subventionen, Personalaufwand wurden durchgegangen und ebenfalls für in Ordnung befunden.

Der Überprüfungsausschuss beschließt einstimmig, die Überziehungen und die Jahresrechnung 2002 in der vorliegenden Form der Gemeindevertretung zur Genehmigung zu empfehlen.

Abschließend bedankt sich Frau GV Mag. Eisl bei der Buchhaltung des Amtes, unter der Leitung von Frau Gaßner, für die immer perfekter werdende Führung der Buchhaltung und schlägt der Gemeindevertretung vor, die vorliegende Jahresrechnung für das Jahr 2002 in der vorliegenden Form, die dazu gehörigen Überziehungen lt. Liste und die Beilagen zu genehmigen. 

zu 4.) 
Jahresrechnung 2002 – Beratung und Beschluss:
Die Jahresrechnung 2002 wurde, wie im vorherigen Punkt erwähnt, in der letzten Überprüfungsausschusssitzung behandelt. Die wesentlichen Zahlen lagen den jeweiligen Ausschussmitgliedern vor. Die gesamte Jahresrechnung kann jederzeit am Gemeindeamt 

eingesehen werden. 

Hier einige wesentliche Zahlen und Daten:

Die Jahresrechnung weist im ordentlichen Haushalt einnen Einnahmenüberschuss von 

€ 272.153,49 aus, wobei die Gesamteinnahmen € 5,926.920,21 betragen. Im außerordentlichen Haushalt waren Einnahmen und Ausgaben in der Höhe von € 859.065,09 zu verzeichnen.

Aushaftende Darlehen gab es im Jahr 2002 keine. 

Die Rücklagen betrugen am Ende des Finanzjahres € 1,914.504,92 gegenüber € 1,636.473,70

am Jahresanfang.

Der Stand der Wertpapiere war am Jahresende € 223.600,90 gegenüber € 216.333,31 am Jahresanfang.

An Subventionen wurden € 85.091,22 ausbezahlt. 

Vom ordentlichen Haushalt konnten € 690.170,63 an den außerordentlichen Haushalt zugeführt werden. 

Vom außerordentlichen Haushalt wurden Einnahmen in der Höhe von € 16.278,70 aus bereits abgeschlossenen Projekten an den ordentlichen Haushalt zurückgeführt. 

Der Gesamtpersonalaufwand schlug sich mit € 968.830,16 zu Buche, das sind 16,35% der ordentlichen Einnahmen. Im Voranschlag waren € 1,018.100,-- dafür vorgesehen. 

Die freie Finanzspitze (freie Budgetmittel bereinigt um einmalige Einnahmen und einmalige Ausgaben) beträgt € 1,003.776,--, was 18 % der bereinigten Einnahmen entspricht.

Die Aufstellung liegt den Fraktionsobmännern dem Amtsbericht bei. 

Bürgermeister Rupert Eder gibt noch einige Ausführungen zu der Jahresrechnung 2002.

Der Bürgermeister stellt den Antrag, die Jahresrechnung 2002 mit der geprüften Überziehungsliste und den dazugehörigen Beilagen zu genehmigen. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

zu 5.)
Bericht und Anträge des Ausschusses für Umwelt, Sport, Jugend, Freizeit und Fremdenverkehr:

Der Ausschuss hielt seine letzte Sitzung am 1.4.2003 mit folgender Tagesordnung ab:

Der neu gewählte Vorsitzende GR Franz Brandstätter gibt dazu seinen Bericht ab. 

Tagesordnung:

1. Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

2. Neuwahl des Ausschussvorsitzenden – Beratung und Beschluss;

3. Ortspolizeiliche Verordnungen im Regionalverband – Beratung und Beschluss;

4. Altstoffsammelinseln – Lärmstörung etc. Beratung und Beschluss;

5. Aktion „Sauberes Henndorf“ – Beratung und Beschluss;

6. Ferienprogramm 2002 – Beratung;

7. Saisonvorbereitung Seefreibad – Beratung und Beschluss;

8. Allfälliges

Erledigung:

zu 1.) 
Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:
Bgm. Rupert Eder eröffnet als Bürgermeister um 19.00 Uhr die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden und stellt fest, dass die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 

zu 2.) 
Neuwahl des Ausschussvorsitzenden – Beratung und Beschluss:
Da der bisherige Ausschussvorsitzende, GR Herbert Größinger, sein Mandat in der Gemeindevertretung zurückgelegt hat, ist ein neuer Vorsitzender zu wählen. Das Vorschlagsrecht kommt laut Vereinbarung in diesem Ausschuss der Freiheitlichen Partei zu.

Es wird von GR Kaindl Herr GR Brandstätter als neuer Ausschussvorsitzender vorgeschlagen.

Bürgermeister Eder lässt über den Vorschlag, Herrn GR Franz Brandstätter zum neuen Ausschussvorsitzenden zu wählen, abstimmen.

Einstimmige Annahme.

Der neue Ausschussvorsitzende übernimmt den Vorsitz in der heutigen Ausschusssitzung und geht in der Tagesordnung weiter.

zu 3.)
Ortspolizeiliche Verordnungen im Regionalverband – Beratung und Beschluss:

Im Regionalverband Salzburger Seengebiet gibt es seit einiger Zeit die Absicht gewisse ortspoli-zeiliche Verordnungen einheitlich zu regeln, erklärt GR Franz Brandstätter.

Er erklärt die beabsichtigten Regelungen, wobei nicht alle für die Gemeinde zutreffen. Es soll und kann seiner Meinung nach nicht alles durch Gesetze und Verordnungen geregelt werden.

GV Ing. Aschenberger glaubt hier an Einzelfälle, die zu diesen Verordnungswünschen geführt haben. Bisher konnte man im Falle des Anlasses nichts machen, wenn die Verordnung da ist, dann kann man rechtliche Schritte einleiten.

Bürgermeister Eder sagt, es gibt in unserem Ort nur vereinzelt Fälle der Lärmerregung. Allerdings wurde das bisher auf nachbarschaftlicher Basis geregelt.

Es sind dies die Verordnung in der unter anderem die lärmerregenden Tätigkeiten etc. geregelt ist, sowie besonders die Hundeleinenzwangverordnung.

Zu den lärmerregenden Tätigkeiten wird die Frage aufgeworfen, was wirklich darunter sinnvoller Weise fallen und geregelt werden soll. Nach eingehender Diskussion wird allgemein festgehalten, dass die durchaus bewährte Vorgangsweise die Angelegenheiten auf freiwilliger Basis zu regeln, beibehalten werden soll.

Laut Bürgermeister wäre es aber durchaus sinnvoll zu überlegen, die Verordnung über den Hundeleinenzwang gemeinschaftlich zu regeln. Wir haben derzeit eine strengere Verordnung als der vorliegende gemeinschaftliche Entwurf, weil darin wären unter gewissen Umständen Ausnahmen vom Leinenzwang möglich.

Auch GR Kaindl Johann kann sich eine gemeinsame Lösung im Regionalverband vorstellen.

GR Brandstätter bringt zur Abstimmung, bei der Hundeleinenverordnung die gemeinsame Lösung des Regionalverbandes beizutreten und der Gemeindevertretung zur Beschlussfassung vorzuschlagen.

Die übrigen Punkte sollen nicht im Verordnungswege, sondern auf der bisher bewährten freiwilligen Basis gehandhabt werden. 

Einstimmige Annahme.

zu 4.)
Altstoffsammelinseln – Lärmstörung etc. – Beratung und Beschluss:

Diesbezüglich gibt es immer wieder Beschwerden von Anrainern und es soll daher beraten werden, ob es Möglichkeiten zur Verminderung der Lärmentwicklung gibt.

Im speziellen spricht der Vorsitzende den Standort im Straßmühlweg an.

Laut Bürgermeister ist das wirklich Störende die Lärmbeeinträchtigung durch den Glascontainer. Teilweise gibt es auch mit den Plastikcontainern im Sommer Schwierigkeiten.

GV Sommerer würde die Zeiten begrenzen und das durch ein Schild kennzeichnen.

Es wird bezweifelt, ob das in der Praxis zu Erfolgen führt.

Andere Standorte in diesem Bereich bieten sich derzeit nicht an und Verbesserungen sind derzeit schwierig zu erreichen.

GV Ing. Aschenberger wäre für die Erhebung der Auslastung der Sammelinsel.

GV Riedl sagt, dass sich im Abfallbereich im kommenden Jahr einiges verändern wird und daher große Investitionen in neue Sammelinseln oder dergleichen nicht sinnvoll sind.

GR Franz Brandstätter schlägt vor, für die Einwurfzeiten eine Beschilderung anzubringen und für den Glascontainer einen anderen Standort zu suchen, wobei aber weniger Beeinträchtigung von Anrainern als bisher erzielt werden muss.

Einstimmige Annahme. 

zu 5.)
Aktion „Sauberes Henndorf“ – Beratung und Beschluss:

Es wird beraten, ob die vor Jahren durchgeführte Aktion wieder abgehalten werden soll. In den letzten Jahren wurde die Aktion nur mehr von den Vereinen durchgeführt, diese sind daher auch nicht mehr bereit die Aktion alleine zu tragen.

GV Düh schlägt vor, die Aktion wieder zu beleben. Für die Mitarbeit soll die Bevölkerung gewonnen werden und auf freiwilliger Basis eingeladen werden.

GV Ing. Aschenberger sieht nur zwei Möglichkeiten. Entweder die Gemeinde macht das und holt sich die Mitarbeiter etc. und bezahlt das auch, oder man stellt die Aktion wieder auf die Basis der Freiwilligkeit wie bisher und setzt hier neue Aktivitäten.

GV Weyrich glaubt, dass solche Aktionen nicht mehr so richtig ernst genommen werden, daher auch der Rückgang am Interesse der Bevölkerung.

GV Paar möchte sich vor solchen Dingen nicht distanzieren, daher sollte man sich schon Gedanken machen. Vielleicht sollte man die Schulen und die Jugendlichen im Jugendtreff mit Prämien oder dergleichen motivieren, um an der Aktion teilzunehmen.

GV Aberger findet Motivation in Form von Geld nicht sehr sinnvoll.

GV Düh nennt ein Beispiel in einer anderen Gemeinde, wobei Bonuspunkte durch gewisse Tätigkeiten erworben werden. Für diese Bonuspunkte erhält man dann zum Beispiel Gutscheine für einen Kinobesuch oder eine Freikarte für den Skilift. 

Es wird eingehend über Möglichkeiten diskutiert die Aktion wieder zu beleben, wobei kurzfristig nur schwer Lösungen möglich sind, allerdings könnte bis zum nächsten Jahr die Aktion vorbe-reitet werden.

GV Düh nennt ein ähnliches Beispiel einer solchen Aktion.

GR Brandstätter schlägt vor, kurzfristig die Jugendlichen im Jugendtreff und die Schüler über die Elternvereine zu gewinnen. Langfristig sollten die Vorschläge wie Bonuspass etc. erhoben und für den Ort angepasst werden.

Einstimmige Annahme.

zu 6.)
Ferienprogramm 2003 - Beratung:
Das erfolgreiche Ferienprogramm der letzten Jahre soll auch heuer wieder abgehalten werden. Vorschläge für neue Programmpunkte sollen heute erarbeitet werden.

GV Paar erwähnt die bisherigen Aktionen, die sehr gut angenommen wurden. Als Termin hat sich auch der Monat August bewährt, einige neue Aktivitäten würden die Attraktivität weiter heben.

Die bisherige Abwicklung soll beibehalten werden, wobei einige neue Anbote eingebaut werden sollen.

Einstimmige Annahme.

zu 7.)
Saisonvorbereitung Seefreibad – Beratung und Beschluss:

Der derzeitigen Stand der Vorbereitungen wird vorgetragen und die weitere Vorgangsweise bis zur Saisoneröffnung beraten.

Der Vorsitzende sieht in der Verpachtung des Büfetts die wichtigste Angelegenheit.

Bürgermeister Eder berichtet über die kommende Bürgerinformation, in der die offenen Stellen und die Verpachtung nochmals angeboten werden.

Es gibt einen örtlichen Interessenten für das Büfett, wobei aber noch nichts fixiert ist.

Es soll laut GR Kaindl versucht werden, dass mit neuen Interessenten oder eventuell auch mit dem bisherigen Pächter eine Lösung zu finden, auch wenn man finanziell einen noch größeren Nachteil hat als bisher.

Der oben erwähnten Vorgangsweise wird seitens des Ausschusses auf Grund der besonders schwierigen Ausgangslage für diese Saison zugestimmt.

Für Bürgermeister Eder ist die durchgeführte Kündigung des Büfetts der erste Schritt, um zu einer gesamten Lösung für das Bad zu kommen. Man muss endlich in eine bessere Verhandlungsposition kommen.

GV Aberger wäre dafür das ganze Bad zu verpachten.

Diese Versuche sind bisher schon gescheitert, es ist daher nicht realistisch jetzt eine Lösung zu finden.

Herr GV Johann Riedl gibt als Amtsleiter noch genauere Auskünfte darüber wie der Stand der Dinge momentan ist. 

zu 8.)
Allfälliges:
GV Sommerer fragt bezüglich des Fremdenverkehrsverbandes an, ob es Neuigkeiten gibt.

Der Vorsitzende stellt die Aktivitäten des Regionalverbandes vor.

Laut Bürgermeister gibt es keine finanziellen Probleme, allerdings sind die Nächtigungen stark rückläufig, weil auch kein Angebot vorhanden ist.

Der Verband soll beibehalten werden und der Verband möchte mehr Aktivitäten auf Ortsebene setzen.

GV Ing. Aschenberger fragt an, ob es tatsächlich Absichten gibt einen Fernsehserie in Zusammenarbeit mit Gut Aiderbichl zu starten.

Laut Bürgermeister ist derzeit ein Pilotfilm geplant, ob es tatsächlich zur Verwirklichung kommt, steht derzeit noch nicht fest.

Vizebürgermeister Seidl fragt in Bezug auf die Aktion „sauberes Henndorf“, wo die ärgsten Verschmutzungen sind. Er hält es nicht für unbedingt notwendig neuerlich eine solche Aktion zu starten. 

Der Bürgermeister ist der Meinung, dass es sicherlich vom Umweltausschuss vorbereitet werden müsste wo und in welcher Form eine solche Aktion durchgeführt werden sollte. 

GR Dr. Leinberger erwähnt noch ausführlich die Verschmutzung an den Straßenrändern.

Frau GV Mag. Eisl erkundigt sich wegen der Hundehalteverordnung die im Regionalverband einheitlich beschlossen werden soll. 

Bürgermeister Eder gibt genauere Ausführungen dazu und sagt, dass der gute Wille des Hundehalters maßgebend ist. Es soll die Verordnung mit dem Regionalverband abgestimmt werden. 

GR Strumegger schlägt vor, im Bereich Sportplatz neue Abfallkörbe anbringen zu lassen. 

GV Maria Paar ist der Meinung, dass die Jugend sehr viel Müll produziert. Vielleicht könnte mit den Schulen Kontakt aufgenommen werden um die Jugend mit einer derartigen Aktion mehr zur Sauberkeit zu erziehen. 

GV Düh sagt, dass eine solche Aktion als Schulveranstaltung auch rechtlich gedeckt ist. 

GR Fletschberger schließt sich der Meinung von Frau GV Paar an. Sie sagt, dass die Schulen in Neumarkt diese Aktion entlang der Bundesstraße gemacht haben.

GR Herbert Thalhammer ist der Meinung, dass man die Aktion „Sauberes Henndorf“ wieder beleben sollte, vor allem zur Bewusstseinsbildung der Jugend.

GV Schwaiger schließt sich vollinhaltlich den Ausführungen von GR Thalhammer an. 

GR Ebner wäre ebenfalls dafür, dass diese Aktion gestartet wird. 

GR Brandstätter erklärt, dass dieses Thema bei der nächsten Ausschusssitzung aufgegriffen werden soll.

zu 6.)
Bericht und Anträge des Ausschusses für Bau-, Raumordnungsangelegenheiten und 


Gemeindeliegenschaften:

Der Ausschuss hielt am 3.4.2003 seine letzte Sitzung mit folgender Tagesordnung ab: 

Bürgermeister Rupert Eder gibt seinen Bericht zu der abgehaltenen Ausschusssitzung ab.

Tagesordnung:

1. Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit;

2. Bebauungspläne – Beratung:
a) Hans-Woerle-Weg
b) Oberdorf
c) Hankham

3. Flächenwidmungsplanänderungen – Beratung:
a) Hirnböck – Bergstraße
b) Seebrunner – Sommerweg
c) Gollackner – Ölling
d) Rieser – Lichtentannstraße
e) Digitale Katastralmappe - Anpassungen

4. Allfälliges;

Erledigung:
zu 1.) Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:

Bürgermeister Rupert Eder eröffnet um 19.00 Uhr die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 

zu 2.) Bebauungspläne - Beratung:

a) Hans-Woerle-Weg
Die 2. Auflagefrist für den Entwurf des Grundstufenbebauungsplanes Hans-Woerle-Weg ist mit 21.03.2003 abgelaufen. Herr Franz Pommer brachte während der Auflagefrist einen Einspruch zum Bebauungsplan in Bezug auf die für sein Grundstück Nr. 1356/2, KG. Henndorf, festgelegten First- und Traufenhöhen ein. Dieser wurde vor der Sitzung an den Raumplaner Dipl. Ing. Poppinger zur Beurteilung übermittelt. 
Der Bürgermeister erläutert den Ausschussmitgliedern den aktuellen Verfahrensstand. Der Ausschuss kommt zur Auffassung das die First- und Traufenhöhen im Sinne der Einwendung abgeändert werden sollen. Dipl. Ing. Poppinger führt aus, dass noch zwei weitere Abänderungen (Putz und Brandstätter) im Bebauungsplan beantragt wurden, welche bereits mit den Grundeigentümern bei einem Lokalaugenschein vor Ort besprochen wurden. GV Ing. Aschenberger führt aus, dass man vorsichtig mit der Einarbeitung von Einzelinteressen im Bebauungsplan umgehen soll, weil der Bebauungsplan grundsätzliche städtebauliche Entwicklungen regeln soll. Zu den Änderungen gegenüber dem ersten Entwurf erklärt Dipl. Ing. Poppinger, dass im Innenring des Hans-Woerle-Weges Festlegungen (Baugrenzlinie zwischen den Baugrundstücken, eingeschoßige Bebauung) des „alten Bebauungsplanes“ übernommen worden sind. Die Festlegung von Dachneigungen wurde nicht übernommen.

Der Bürgermeister bringt zur Abstimmung, ob in den Bebauungsplan die Bestimmung aufgenommen werden soll, dass Garagen bis auf 1 m an die Grundgrenze herangebaut werden können. 

6 Ja
2 Nein - GR Brandstätter, GV Ing. Aschenberger

Einwendung Pommer, Mühlenweg: 
Der Bürgermeister bringt zur Abstimmung, ob beim Gst. Nr. 1356/2 auf Grund der Geländesituation beim Grundstück Pommer die Firsthöhe mit einer Absoluthöhe von 545,30 m und Traufenhöhe 543,20 m festgelegt werden soll.

Einstimmige Annahme

Brandstätter u. Kaplonski, Carl-Zuckmayer-Weg: 
Der Bürgermeister bringt zur Abstimmung, ob bei den Grundstücken 1364/1 und 1364/6 die Traufenhöhe um 1m und die Firsthöhe um 1,50 gegenüber dem vorliegenden Entwurf erhöht werden soll.

Einstimmige Annahme

Einwendung Putz, Carl-Zuckmayer-Weg:
Der Bürgermeister bringt zur Abstimmung, ob beim Grundstück 1364/4 die Traufenhöhe um 0,50 angehoben werden soll. 

Einstimmige Annahme



b) Oberdorf
Die Auflagefrist für den Entwurf des Grundstufenbebauungsplanes Oberdorf ist mit 21.03.2003 abgelaufen. Es wurden vier schriftliche Einwendungen eingebracht. Diese wurden vor der Sitzung dem Raumplaner Dipl. Ing. Poppinger zur Beurteilung übermittelt. 
Dipl. Ing. Poppinger erläutert den Ausschussmitgliedern den Bebauungsplanentwurf mit seinen Festlegungen.

Einwendung Hartl:
Es wird einstimmig beschlossen, dass die Baufluchtlinie nicht abgeändert werden soll.
Bezüglich des Abstandes der Garage zur Straße soll im Bebauungsplan eine besondere Festlegung (BF) aufgenommen werden. 

Einwendung Schober:
Der Ausschuss kommt zum einstimmigen Beschluss, dass die im Entwurf dargestellten Baufluchtlinien beibehalten werden sollen. Die Verlängerung des Satteldaches ist auch ohne Abänderung der Baufluchtlinie möglich, weil im EG und OG bereits eine Mauerfront besteht. 

Einwendung Architekt DI Harald Körner: 
Der Ausschuss kommt zum einstimmigen Beschluss, dass die im Entwurf festgelegten Bebauungsbedingungen so gestaltet werden, dass keine Schmälerung gegenüber der bestehenden Bauplatzerklärung erfolgt. 

Einwendung Mohr: 
Zu Pkt. 4. der Einwendung soll im Bebauungsplan eine Baugrenzlinie auf dem Grundstück 1971/1 zum Gst. Nr. 1965/51 auf Grund des Höhenunterschiedes der beiden Grundstücke festgelegt werden. Die Geschossflächenzahl von 0,50 für die benachbarten Grundstücke soll beihalten werden. 

Für das Grundstück 1965/1 wurde im Entwurf eingeschossige Bebauung festgelegt. Bei einem Lokalaugenschein vor Ort wurde besprochen, dass die Traufen- und Firsthöhen mit Absoluthöhen festgelegt werden sollen. Der Ausschuss kommt zum einstimmigen Beschluss, dass die Höhenfestlegungen des Gst. 1960/3 auch für Gst. 1965/1 übernommen werden sollen. 


c) Hankham
Die Auflagefrist für den Entwurf des Grundstufenbebauungsplanes Hankham ist mit 21.03.2003 abgelaufen. Es wurden vier schriftliche Einwendungen eingebracht. Diese wurden vor der Sitzung an den Raumplaner Dipl. Ing. Poppinger zur Beurteilung übermittelt.
Der Bürgermeister und der Raumplaner erläutern die Festlegungen des Grundstufenbebauungs-planes Hankham. Hinsichtlich der unterschiedlichen Dichtefestlegungen führt DI Poppinger aus, dass diese nach den bestehenden Wohnhäusern, plus geringfügige Reserven, festgelegt wurden.

Einwendungen:


Paar – Grundabtretung:
Der Ausschuss kommt zur Auffassung, das die Straßenabtretung auf das Mindeste reduziert werden soll, weil in diesem Bereich auch Bundesstraßengrund zur Verfügung steht. Eine Abstimmung mit dem aktuellen Plan des Geh- und Radweges soll erfolgen. 

Maier Johann - Oberflächenwässer, verkehrsmäßige Erschließung und private Quelle:
Bei der Quelle handelt es sich um eine private Quelle. Der Abstand zwischen der Baulandwidmung und der Grundgrenze Maier beträgt ca. 45 m, sodass ein direkter Abfluss von den landwirtschaftlichen Flächen Maier ausgeschlossen ist. Ein Zufahrtsrecht über die Straße der Erhaltungsgemeinschaft liegt derzeit noch nicht vor. 


Heinz Schinagl: 
Der Ausschuss kommt zum einstimmigen Beschluss, dass die Grundflächenzahl mit 0,22 und die Traufenhöhe mit 604,80 m festgelegt werden soll. Die Änderung der Firsthöhe soll durch den Raumplaner geprüft werden. 

zu 3.)
Flächenwidmungsplanänderungen - Beratung:


a) Hirnböck – Bergstraße
Die Herren Gerhard und Markus Hirnböck beantragten mit Schreiben vom 10.03.2003 für die Grundstücke 2045/1 u. 2045/4, KG. Henndorf, eine Baulandwidmung. Diese Grundstücke wurden bei der generellen Überarbeitung des Flächenwidmungsplanes in Grünland rückgewidmet. Der Bürgermeister erläutert, dass die Trassenverordnung der Umfahrung rechtskräftig ist und ein Teilbereich der Baulandwidmung davon betroffen ist. 
Der Ausschuss kommt zum einstimmigen Beschluss, dass das FWP-Änderungsverfahren eingeleitet werden soll.

b) Seebrunner – Sommerweg
Die Baulandausweisung im Bereich Sommerweg wurde vor längerer Zeit behandelt. Auch dieser Bereich ist von der Trassenverordnung der Umfahrung betroffen. 
Der Ausschuss kommt zum einstimmigen Beschluss, dass das FWP-Änderungsverfahren für ca. 2000 m² eingeleitet werden soll.

c) Gollackner Christian – Ölling – Baulandausweisung für das Gst. Nr. 3653
Der Bürgermeister führt aus, dass der gesamte Bereich Ölling als Grünland ausgewiesen ist. Vor einer Änderung des FWP wäre das REK abzuändern.
Der Ausschuss kommt zur Auffassung, dass in diesem Bereich derzeit kein Änderungsverfahren eingeleitet werden kann. 

d) Rieser – Lichtentannstraße
Für den Bereich der Kreuzung B1 – Lichtentannstraße beantragt Herr Rieser eine Gewerbegebietsausweisung. Der Ausschuss ist grundsätzlich für eine Gewerbegebiets- bzw. Betriebsgebietsausweisung im Bereich des Nordportals. Bis zum Abschluss der Errichtung der Umfahrung sollen keine Änderungsverfahren (REK u. FWP) eingeleitet werden. 


e) Digitale Katastralmappe (DKM) – Anpassungen
Aufgrund von Geometervermessungen ergeben sich Änderungen in der DKM, die Grenzverschiebungen bzw. Grenzberichtigung zur Folge haben. Dem Ausschuss wird dies anhand von Beispielen (Lagepläne) erläutert. Flächenwidmungen sollen daher im Bedarfsfall an neue Grenzen angepasst werden.


zu 4.)
Allfälliges:


zu 7.)
Aufstellung u. Änderung von Bebauungsplänen gem. § 38 SROG 1998 – Beratung und Beschluss:

a) Hans-Woerle-Weg;

Die 2. Auflagefrist für den Entwurf des Grundstufenbebauungsplanes Hans-Woerle-Weg ist mit 21.03.2003 abgelaufen. Herr Franz Pommer brachte während der Auflagefrist einen Einspruch zum Bebauungsplan in Bezug auf die für sein Grundstück Nr. 1356/2, KG. Henndorf, festgelegten First- und Traufenhöhen ein. Dieser wurde vor der Sitzung an den Raumplaner Dipl. Ing. Poppinger zur Beurteilung übermittelt. 
Der Bürgermeister erläutert den Ausschussmitgliedern den aktuellen Verfahrensstand. Der Ausschuss kommt zur Auffassung das die First- und Traufenhöhen im Sinne der Einwendung abgeändert werden sollen. Dipl. Ing. Poppinger führt aus, dass noch zwei weitere Abänderungen (Putz und Brandstätter) im Bebauungsplan beantragt wurden, welche bereits mit den Grundeigentümern bei einem Lokalaugenschein vor Ort besprochen wurden. GV Ing. Aschenberger führt aus, dass man vorsichtig mit der Einarbeitung von Einzelinteressen im Bebauungsplan umgehen soll, weil der Bebauungsplan grundsätzliche städtebauliche Entwicklungen regeln soll. Zu den Änderungen gegenüber dem ersten Entwurf erklärt Dipl. Ing. Poppinger, dass im Innenring des Hans-Woerle-Weges Festlegungen (Baugrenzlinie zwischen den Baugrundstücken, eingeschoßige Bebauung) des „alten Bebauungsplanes“ übernommen worden sind. Die Festlegung von Dachneigungen wurde nicht übernommen.


Der Bürgermeister erörtert den vorliegenden Bebauungsplan, die Stellungnahme des Amtes der Salzburger Landesregierung, sowie die bereits im Bauausschuss vorbehandelten Einwendungen.

Einwendung Pommer, Mühlenweg: 
Der Bürgermeister bringt zur Abstimmung, ob beim Gst. Nr. 1356/2 auf Grund der Geländesituation beim Grundstück Pommer die Firsthöhe mit einer Absoluthöhe von 545,30 m und Traufenhöhe 543,20 m festgelegt werden soll.

Einstimmige Annahme

Brandstätter u. Kaplonski, Carl-Zuckmayer-Weg: 
Der Bürgermeister bringt zur Abstimmung, ob bei den Grundstücken 1364/1 und 1364/6 die Traufenhöhe um 1m und die Firsthöhe um 1,50 gegenüber dem vorliegenden Entwurf
erhöht werden soll.

Einstimmige Annahme
Einwendung Putz, Carl-Zuckmayer-Weg:
Der Bürgermeister bringt zur Abstimmung, ob beim Grundstück 1364/4 die Traufenhöhe um 0,50 angehoben werden soll. 

Einstimmige Annahme

Nach Behandlung der vorgebrachten Einwendungen und der Stellungnahme des Amtes der Salzburger Landesregierung, stellt der Bürgermeister den Antrag, den Bebauungsplan Hans Woerle-Weg gem. § 38 SROG 1998 lt. vorliegendem Plan und Erläuterungsbericht des Ortsplaners Dipl. Ing. Poppinger vom 3.4.2003 Zl.: 08/0204 b, aufzustellen bzw. abzuändern. Gleichzeitig wird die Unwirksamkeit des bestehenden Bebauungsplanes Hans-Woerle-Weg festgestellt.

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

b) Oberdorf;

Die Auflagefrist für den Entwurf des Grundstufenbebauungsplanes Oberdorf ist mit 21.03.2003 abgelaufen. Es wurden vier schriftliche Einwendungen eingebracht. Diese wurden vor der Sitzung dem Raumplaner Dipl. Ing. Poppinger zur Beurteilung übermittelt. 
Dipl. Ing. Poppinger erläutert den Ausschussmitgliedern den Bebauungsplanentwurf mit seinen Festlegungen.


Der Bürgermeister erörtert den vorliegenden Bebauungsplan, die Stellungnahme des Amtes der Salzburger Landesregierung, sowie die eingebrachten Einwendungen, die bereits im Bauausschuss vorbehandelt wurden.


Einwendung Hartl:
Es wird einstimmig beschlossen, dass die Baufluchtlinie nicht abgeändert werden soll.
Bezüglich des Abstandes der Garage zur Straße soll im Bebauungsplan eine besondere Festlegung (BF) aufgenommen werden. 

Einwendung Schober:
Der Ausschuss kommt zum einstimmigen Beschluss, dass die im Entwurf dargestellten Baufluchtlinien beibehalten werden sollen. Die Verlängerung des Satteldaches ist auch ohne Abänderung der Baufluchtlinie möglich, weil im EG und OG bereits eine Mauerfront besteht. 

Einwendung Architekt DI Harald Körner: 
Der Ausschuss kommt zum einstimmigen Beschluss, dass die im Entwurf festgelegten Bebauungsbedingungen so gestaltet werden, dass keine Schmälerung gegenüber der bestehenden Bauplatzerklärung erfolgt. 

Einwendung Mohr: 
Zu Pkt. 4. der Einwendung soll im Bebauungsplan eine Baugrenzlinie auf dem Grundstück 1971/1 zum Gst. Nr. 1965/51 auf Grund des Höhenunterschiedes der beiden Grundstücke festgelegt werden. Die Geschossflächenzahl von 0,50 für die benachbarten Grundstücke soll beihalten werden. 

Für das Grundstück 1965/1 wurde im Entwurf eingeschossige Bebauung festgelegt. Bei einem Lokalaugenschein vor Ort wurde besprochen, dass die Traufen- und Firsthöhen mit Absoluthöhen festgelegt werden sollen. Der Ausschuss kommt zum einstimmigen Beschluss, dass die Höhenfestlegungen des Gst. 1960/3 auch für Gst. 1965/1 übernommen werden sollen. 


Nach Behandlung der vorgebrachten Einwendungen und der Stellungnahme des Amtes der Salzburger Landesregierung, stellt Bürgermeister Eder den Antrag, den vorliegenden Entwurf des Bebauungsplanes Oberdorf mit dem Erläuterungsbericht des Ortsplaners Dipl .Ing. Poppinger vom 3.4.2003, Zl.: 08/0302 a, gem. § 38 SROG 1998 aufzustellen bzw. abzuändern. Gleichzeitig wird die Unwirksamkeit des derzeit bestehenden Bebauungsplanes Kapsreiter festgestellt.

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

c) Hankham

Die Auflagefrist für den Entwurf des Grundstufenbebauungsplanes Hankham ist mit 21.03.2003 abgelaufen. Es wurden vier schriftliche Einwendungen eingebracht. Diese wurden vor der Sitzung an den Raumplaner Dipl. Ing. Poppinger zur Beurteilung übermittelt.
Der Bürgermeister und der Raumplaner erläutern die Festlegungen des Grundstufenbebauungsplanes Hankham. Hinsichtlich der unterschiedlichen Dichtefestlegungen führt DI Poppinger aus, dass diese nach den bestehenden Wohnhäusern, plus geringfügige Reserven, festgelegt wurden.

Der Bürgermeister erörtert den vorliegenden Bebauungsplan, die Stellungnahme des Amtes der Salzburger Landesregierung , sowie die eingebrachten Einwendungen, die bereits im Bauausschuss vorbehandelt wurden.


Paar – Grundabtretung:
Der Ausschuss kommt zur Auffassung, das die Straßenabtretung auf das Mindeste reduziert werden soll, weil in diesem Bereich auch Bundesstraßengrund zur Verfügung steht. Eine Abstimmung mit dem aktuellen Plan des Geh- und Radweges soll erfolgen. 

Maier Johann - Oberflächenwässer, verkehrsmäßige Erschließung und private Quelle:
Bei der Quelle handelt es sich um eine private Quelle. Der Abstand zwischen der Baulandwidmung und der Grundgrenze Maier beträgt ca. 45 m, sodass ein direkter Abfluss von den landwirtschaftlichen Flächen Maier ausgeschlossen ist. Ein Zufahrtsrecht über die Straße der Erhaltungsgemeinschaft liegt derzeit noch nicht vor. 


Heinz Schinagl: 
Der Ausschuss kommt zum einstimmigen Beschluss, dass die Grundflächenzahl mit 0,22 und die Traufenhöhe mit 604,80 m festgelegt werden soll. Die Änderung der Firsthöhe soll durch den Raumplaner geprüft werden. 

GV Strumegger fragt bezüglich der Einwendung Maier an. Dazu gibt der Bürgermeister genauere Ausführungen. Diese Angelegenheit ist eine privatrechtliche Sache, die die Gemeinde nicht betrifft. 

Frau GV Paar gibt noch detaillierte Ausführung zum Einwand Maier. 

GR Theresia Fletschberger ist der Meinung, dass dies nicht unbedingt der geeignetste Platz für eine Bebauung ist. Die Gemeinde hat schon jahrelang Probleme in diesem Bereich. Zuerst wurde angenommen, dass die Umfahrung kommt, nun ist dies leider nicht der Fall. Sie stimmt dieser Lösung nur ungern zu. 

Nach Behandlung der eingebrachten Einwendungen und der Stellungnahme des Amtes der Salzburger Landesregierung stellt Bürgermeister Eder den Antrag, den Bebauungsplan Hankham lt. vorliegenden Entwurf und Erläuterungsbericht des Ortsplaners Dipl.Ing. Poppinger, vom 3.4.2003 Zl.: 08/0301 a, gem. § 38 SROG 1998 zu genehmigen. 

16 Ja-Stimmen

1 Stimmenthaltung - GV Maria Paar. 

Der Antrag ist somit angenommen. 

zu 8.)
Vereinbarung und Satzung des Regionalverbandes Salzburger Seengebiet – Beratung und Beschluss:

In der letzten Verbandsversammlung vom 17.2.2003 wurde über den Entwurf der neuen Satzungen diskutiert. 

Die vorliegende Vereinbarung und Satzung des Regionalverbandes Salzburger Seengebiet soll diskutiert und beschlossen werden. 

Der Entwurf lag den Fraktionsführern bei. 

Es werden noch über einige Paragraphen in den Satzungen Klarstellungen vom Bürgermeister abgegeben.  

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, dem vorliegen 7. Entwurf der Satzungen des Regionalverbandes Salzburger Seengebiet vom 17.2.2003 zuzustimmen. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

zu 9.) Subventionsansuchen Evang. Pfarrgemeinde A.B. Salzburg – Nördl. Flachgau

Die Predigtstation Neumarkt am Wallersee beabsichtigt einen Pfarrsaal mit dazugehörigen WC-Anlagen für die evangelischen Bürger Neumarkts und der umliegenden Gemeinden zu errichten. Die Gesamtkosten belaufen sich auf ca. € 252.000,--. Es gehören ca. 470 Personen zur Predigtstation Neumarkt, davon stammen 193 aus Henndorf am Wallersee.

Es wird um eine tatkräftige Unterstützung gebeten. Das Ansuchen und eine planliche Darstellung lag den Fraktionsführern dem Amtsbericht bei. 

Bürgermeister Eder erörtert das Ansuchen. Lt. Bürgermeister gibt es nur eine Zusage der Gemeinde Strasswalchen über € 10.000,--. Von den anderen Gemeinden gibt es noch keine Zusage. 

Vizebgm. Seidl sagt, es wäre gut, wenn sich die Bürgermeister der betroffenen Gemeinden zusammensprechen könnten um einen gerechten Schlüssel zu finden. Er findet es nicht gut, wenn jeder Einzelne eine Entscheidung trifft. Er fände es gut, wenn man auch einen Finanzierungsplan sehen könnte. 

Bürgermeister Eder soll mit den Bürgermeistern der anderen Gemeinden Kontakt aufnehmen.

GR Dr. Leinberger sagt, dass man hier an einer Grundsatzfrage rührt. Es gibt sicherlich Glaubensgemeinschaften die höhere Mitgliederzahlen haben. Wie verhält sich die Gemeinde dann, wenn diese um Unterstützung ansuchen. 

GR Thalhammer sagt dazu, dass es grundsätzlich um die Frage einer anerkannten Religionsgemeinschaft geht. Er wäre im vorliegenden Fall auch für eine Vorlage eines Finanzierungsplanes. 

GV Göttlich sagt, wenn es um eine Kirche geht, wäre er für eine Subvention, aber es handelt sich um einen Pfarrsaal. Er spricht auch den Unterschied zwischen der Mitgliederzahl und den tatsächlichen Kirchgängern an. Dies sind nur ca. 10 %, wie auch bei den Katholiken. 

Frau GV Paar fragt, ob es um die Erweiterung einer Kirche geht oder nur um die Schaffung eines Pfarrsaales. Sie wäre auch für eine Absprache mit den anderen Gemeinden. 

GV Düh war bei der Clubsitzung ein Befürworter und nach einigen Erkundigungen ist er ebenfalls der Meinung, dass sich die Gemeinde Henndorf mit anderen Gemeinden abstimmen sollte. 

GV Weyrich sagt, dass aus dem Ansuchen nicht hervorging, welches Ausmaß an Subvention erwartet wird. Er wäre ebenfalls für eine Absprache. 

GV Sommerer sagt, man soll schon unterscheiden ob dies für die Kirche ist, oder nur für einen Pfarrsaal. 

GV Kaindl meint, man soll abwarten wie die anderen Gemeinden entscheiden. Es soll auch nur eine einmalige Zahlung sein. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, den TOP 9) bis zur Klärung mit den anderen Nachbargemeinden zurückzustellen. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

zu 10.) Information über die Beschlüsse der Gemeindevorstehung:

Bürgermeister Eder berichtet über die Entscheidung der künstlerischen Gestaltung des Sitzungssaales. Es werden die Bilder von Frau Eva Baker ausgewählt.

Die Gemeindevorstehung hielt ihre letzte Sitzung am 23.4.2003 mit folgender Tagesordnung ab:

TAGESORDNUNG:
1. Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit;

2. Vorstellung des Regionalprogramms durch die Fa. ARP:
a)
Bisherige Schritte und Vorgangsweise
b)
Ergebnisse 1. Hörungsverfahren
c)
Regionalprogramm – Entwurf Teil A – Textteil, Planteil
d)
Umsetzung – Maßnahmekatalog – Entwurf Teil B
e)
Rahmenbedingungen (Satzungen Forum)

3. Allfälliges;

zu 11.) Allfälliges:

Geschlossen: 19.15 Uhr



gelesen, genehmigt, gefertigt:









gez. Bürgermeister Rupert Eder









gez. Vizebgm. Walter Seidl









gez. alle anwesenden GV-Mitglieder

